
 

 

Öffentliche Bekanntmachung des Regierungspräsidiums Stuttgart 

Antrag der Mercedes-Benz AG auf Erteilung einer immissionsschutzrechtlichen 
Änderungsgenehmigung für die Erweiterung der bestehenden zweisträngigen 
Kataphoretischen Tauchlackieranlage (KTL-Anlage) im Werk Untertürkheim, 
Werkteil Esslingen-Mettingen, Gebäude 4/20-2, Emil-Kessler-Straße 14, 73733 
Esslingen am Neckar, um eine vorgeschaltete zweisträngige Tauchvorbehand
lungsanlage im Gebäudeteil 4/20-1 

1. Die Mercedes-Benz AG mit Sitz in 70546 Stuttgart, Mercedesstraße 120, beab
sichtigt, die im Werk Untertürkheim, Werkteil Esslingen-Mettingen, im Gebäu
deteil 4/20-2 vorhandene KTL-Anlage durch die Errichtung einer vorgeschalte
ten zweisträngigen Tauchvorbehandlungsanlage mit Entfettungs-, Beiz- und 
Spülbädern im benachbarten Gebäudeteil Geb. 4/20-1 zu erweitern. Es ist vor
gesehen, im Gebäudeteil Geb. 4/20-1 auf einer Fläche von ca. 570 m² die beste
henden Produktionsanlagen zu demontieren, dort die neue Anlage zu errichten 
und eine Verkettung mit der bestehenden KTL-Anlage herzustellen. Das Volu
men der Wirkbäder der Anlagen zur Oberflächenbehandlung bei der Behand
lung von Metalloberflächen durch ein elektrolytisches Verfahren soll erhöht 
werden von bisher 112 m³ auf künftig 206 m³. 

Für das Vorhaben wurde eine immissionsschutzrechtliche Änderungsgenehmi
gung mit Beteiligung der Öffentlichkeit nach den §§ 4, 10 und 16 Abs. 1 Bun
desimmissionsschutzgesetz (BImSchG) in Verbindung mit den §§ 1 und 2 der 
Vierten Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(4. BImSchV) und der Nr. 3.10.1 des Anhangs der 4. BImSchV beantragt. Außer
dem wurde mit Eingang des Antrags die Zulassung des vorzeitigen Beginns 
gem. § 8a BImSchG für die Baumaßnahmen am bestehenden Gebäude (insbe
sondere Dachanhebung beim Gebäudeteil 4/20-1, Änderungen im Gebäudein
nern, Rückbau der bestehenden Produktionsanlagen im Gebäudeteil 4/20-1) 
beantragt. Diesem Antrag wurde vom Regierungspräsidium Stuttgart bereits 
stattgegeben. Nunmehr wurde auch die Zulassung des vorzeitigen Beginns 
gem. § 8a BImSchG für die Errichtung eines Teils der Anlagentechnik (Stahlbau 
mit Becken, Fördertechnik und Auffangwanne incl. Verrohrung und Elektroin
stallation, chemische Abluftbehandlungsanlage mit Peripherie ohne Kamine so
wie Gebäude-Zuluftanlagen auf dem Dach) beantragt. Die Inbetriebnahme der 
Anlage ist für April 2027 vorgesehen. 



 

 

2. Zuständige Behörde ist das Regierungspräsidium Stuttgart. 

Den Antragsunterlagen (letztmalig ergänzt am 13.05.2026) liegen folgende ent
scheidungserheblichen Berichte und Empfehlungen bei: 

• Allgemeine Angaben und Erläuterungen zum Vorhaben, u. a. auch mit 
Ausführungen zur Vorprüfung nach dem Gesetz über die Umweltverträg
lichkeitsprüfung (UVPG) 

• Kurzbeschreibung des Vorhabens 
• Anlagen- und Prozessbeschreibung der KTL-Anlage 
• Angaben zu den technischen Daten der Vorbehandlungsbecken 
• Beschreibung der Säureregenerationsanlage 
• Angaben zur Wärmedämmung/Wärmerückgewinnung der Tanks/Becken 
• Angaben zu Sicherheitsmaßnahmen und -vorkehrungen 
• Angaben zur chemischen Abluftbehandlung mit Wäscher 
• Angaben zum Abwasseranfall und -verbleib 
• AwSV-Bewertung der KTL-Anlage 
• Angaben zum Ausgangszustandsbericht für die KTL-Anlage 
• Schallimmissionsprognose 
• Bewertung Explosionsschutz 
• Ermittlung der erforderlichen Schornsteinhöhe gemäß VDI 3781 Blatt 4 

(2017) mit Aussagen zur immissionsseitigen Relevanz von Orthophos
phorsäure (H3PO4)und Schwefelsäure (H2SO4) auf die nächstgelegenen 
Schutzgüter 

• Bauantragsunterlagen (Lageplan, Bauzeichnungen, Baubeschreibung, 
Brandschutzkonzept) 

3. Der Antrag mit Antragsunterlagen ist von 

Freitag, den 29.05.2026 bis Montag, den 29.06.2026 (je einschließlich) 

auf der Homepage des Regierungspräsidiums Stuttgart eingestellt: 

www.rp-stuttgart.de > Service > Bekanntmachung > Umweltangelegenheiten > 
Bekanntmachungen nach dem Immissionsschutzgesetz > Antragsunterlagen 
aktueller Verfahren 

https://rps.baden-wuerttemberg.de/service/bekanntmachung/umweltangele
genheiten/aktuelle-verfahren/ 

http://www.rp-stuttgart.de/
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Hinweis: Sollten die Verlinkung nicht auswählbar sein, bitte den Hyperlink ko
pieren und in den entsprechenden Browser einfügen. 

Auf Verlangen eines Beteiligten kann als eine leicht zu erreichende Zugangs
möglichkeit eine Einsichtnahme beim Regierungspräsidium Stuttgart vor Ort er
folgen. Ein Termin kann telefonisch unter der Rufnummer 0711 904-15495 oder 
per E-Mail (abteilung5@rps.bwl.de) vereinbart werden.  

4. Einwendungen gegen das Vorhaben können von 

Freitag, den 29.05.2026 bis einschließlich Mittwoch, den 29.07.2026 

schriftlich (mit Unterschrift) oder elektronisch (E-Mail-Adresse: abtei
lung5@rps.bwl.de) beim Regierungspräsidium Stuttgart erhoben werden. Bei 
der Erhebung von Einwendungen ist der Name und die vollständige Adresse 
des Einwenders anzugeben. 

Mit Ablauf der Einwendungsfrist sind für das immissionsschutzrechtliche Ge
nehmigungsverfahren alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf beson
deren privatrechtlichen Titeln beruhen. 

Gleichförmige Eingaben (mehr als 50 Personen auf Unterschriftslisten oder in 
Form vervielfältigter gleichlautender Texte) werden nach §§ 17, 18 und 19 des 
Landesverwaltungsverfahrensgesetzes behandelt. Danach ist bei solchen Ein
gaben erforderlich, dass auf jeder mit mindestens einer Unterschrift versehe
nen Seite derjenige Unterzeichner, der die übrigen vertreten soll, mit seinem 
Namen, seinem Beruf und seiner Anschrift als Vertreter bezeichnet ist. Gleich
förmige Eingaben, die diesen Anforderungen nicht entsprechen, können unbe
rücksichtigt bleiben. Das gilt bei gleichförmigen Einwendungen auch insoweit, 
als Unterzeichner ihren Namen oder ihre Anschrift nicht oder unleserlich ange
geben haben. 

Die Einwendungen werden der Antragstellerin und den Behörden, deren Aufga
benbereich berührt ist, bekanntgegeben. Name und Anschrift des Einwenders 
werden vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht, sofern dies ausdrücklich 
verlangt wird und diese Angaben zur ordnungsgemäßen Durchführung des Ge
nehmigungsverfahrens nicht erforderlich sind (§ 12 Abs. 2 der 9. BImSchV). 
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5. Sofern Einwendungen erhoben werden, entscheidet das Regierungspräsidium 
Stuttgart nach Ablauf der Einwendungsfrist und nach pflichtgemäßem Ermes
sen, ob ein Erörterungstermin durchzuführen ist. Diese Entscheidung wird auf 
der Homepage des Regierungspräsidiums Stuttgart unter der Adresse www.rp-
stuttgart.de unter Bekanntmachungen eingestellt. 

Der Erörterungstermin kann vor Ort oder in Form einer Onlinekonsultation oder 
durch eine Video- oder Telefonkonferenz erfolgen (§ 10 Abs. 6 BImSchG).  

Sollte ein Erörterungstermin vor Ort durchgeführt werden, findet dieser am 
04.08.2026 um 10 Uhr im Regierungspräsidium Stuttgart, Ruppmannstr. 21, 
70565 Stuttgart statt. Dieser Termin kann am Folgetag fortgesetzt werden. Im 
Erörterungstermin werden die form- und fristgerecht erhobenen Einwendungen 
erörtert. Das gilt auch bei Ausbleiben der Antragstellerin oder der Personen, 
die Einwendungen erhoben haben. 

Die Zustellung der Entscheidung über die Einwendungen kann durch öffentli
che Bekanntmachung ersetzt werden. 

Für die Beteiligung der Öffentlichkeit im Genehmigungsverfahren sind die §§ 10 
Abs. 3, 4, 6 und 8 BImSchG und die §§ 8 bis 10, 12 und 14 bis 19 der 9. BImSchV 
maßgebend. 

Gemäß der EU-Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) weisen wir darauf hin, 
dass erhobene Einwendungen und die darin mitgeteilten personenbezogenen Da
ten ausschließlich für dieses Verfahren von Referat 54.4 (Industrie/Schwerpunkt 
Arbeitsschutz) des Regierungspräsidiums Stuttgart als Verantwortlichem erhoben, 
gespeichert und verarbeitet werden. Diese Daten werden benötigt, um den Umfang 
der jeweiligen Betroffenheit beurteilen zu können. Sie können unter Beachtung des 
§ 12 Abs. 2 der 9. BImSchV an die Vorhabenträgerin und ihre Beauftragten sowie 
die fachlich mit dem Verfahren befassten Behörden zur Auswertung weitergege
ben werden. Die Verarbeitung der Daten ist zur Erfüllung der Aufgaben des Regie
rungspräsidiums Stuttgart als zuständiger Behörde für das immissionsschutzrecht
liche Verfahren erforderlich und erfolgt auf Grundlage von § 4 Landesdatenschutz
gesetz i. V. m. Art. 6 Abs. 1 Satz 1 e) DSGVO. Sowohl die Vorhabenträgerin als auch 
deren Beauftragte sind zur Einhaltung der DSGVO verpflichtet. Ergänzend wird auf 
die Datenschutzerklärung des Regierungspräsidiums Stuttgart unter https://rp.ba
den-wuerttemberg.de/fileadmin/RP-Internet/_DocumentLibraries/DSE/A-01.pdf 
verwiesen. 
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Stuttgart, den 20.05.2026 

Regierungspräsidium Stuttgart 
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